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Gejes- Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 1. 


(Nr. 2402.) Miniſterial⸗Erklärung über die zwiſchen der Königlich Preußiſchen und Fürſtlich 
Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen Regierung getroffene Uebereinkunft wegen 
der gegenfeitigen Gerichtsbarkeits⸗Verhältniſſe. Vom . Berner 1843. 
Zuge der Koͤniglich Preußiſchen und der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſenſchen Regierung iſt zur Befoͤrderung der Rechtspflege folgende Ueberein⸗ 
kunft getroffen worden: 


IJ. Allgemeine Beſtimmungen. 


ME 1.05 
Die Gerichte der beiden kontrahirenden Staaten leiften einander unter 
nachſtehenden Beſtimmungen und Einſchraͤnkungen, ſowohl in Civil- als Straf⸗ 
Rechtsſachen diejenige Rechtshuͤlfe, welche fie den Gerichten des Inlandes nach 
deſſen Geſetzen und Gerichtsverfaſſung nicht verweigern duͤrfen. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


1. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in buͤrgerlichen Rechts— 
Streitigkeiten. 


Art. 2. 

Die in Civilſachen in dem einen Staate ergangenen und nach deſſen 
Geſetzen vollſtreckbaren richterlichen Erkenntniſſe, Kontumazialbeſcheide und Agni⸗ 
tionsreſolute oder Mandate ſollen, wenn ſie von einem nach dieſem Vertrage 
als kompetent anzuerkennenden Gerichte erlaſſen ſind, auch in dem andern Staate 
an dem dortigen Vermoͤgen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt werden. 

Daſſelbe ſoll auch ruͤckſichtlich der in Prozeſſen vor dem kompetenten Ge⸗ 
— en und nach den Geſetzen des letzteren vollſtreckbaren Vergleiche 

tatt finden. 
4 Wie weit Wechſelerkenntniſſe auch gegen die Perſon des Verurtheilten 
in dem andern Staate vollſtreckt werden 3 iſt im Artikel 29. beſtimmt. 


rt. 3. 
' Ein von einem neee Gericht gefälltes rechtskraͤftiges Civilerkennt⸗ 
niß begründet vor den Gerichten des andern der kontrahirenden Staaten die 
Einrede dex rechtskräftig entſchiedenen Sache mit denſelben Wirkungen, als 
wenn das Erkenntniß von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem die 
Einrede geltend gemacht wird, geſprochen waͤre. 

Jahrgang 1844. (Nr. 2402.) 1 Art. 4. 


(Ausgegeben zu Berlin, den 2. Januar 1844.) 


— — — 


Art. 4. 

Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Prorogation einer 

nach den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Vertrages nicht kompetenten Ge⸗ 
richtsbarkeit des andern Staates zu unterwerfen. 
Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Nequifition eines ſolchen geſetzwidrig 
prorogirten Gerichts um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung des Er⸗ 
kenntniſſes Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Gericht ge⸗ 
ſprochene Erkenntniß in dem andern Staate als unguͤltig betrachtet. 


rt. 5. 
Der Kläger Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Kläger dem Ge: 
ſiaglenn e richtsſtande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil dieſer Ge⸗ 
richtsſtelle nicht nur, inſofern daſſelbe etwas gegen den Beklagten, ſondern auch 
inſofern es etwas gegen den Klaͤger, z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Un⸗ 
koſten verfuͤgt, in dem andern als rechtsguͤltig anerkannt und vollzogen. 
rt. 6. i 
Widerklage. Zu der Inſinuation der von dem Gericht des einen Staates an einen 
Unterthan des andern auf eine angeſtellte Widerklage erlaſſenen Vorladung, ſo 
wie zu der Vollſtreckung des in einer ſolchen Widerklagſache abgefaßten Er⸗ 
kenntniſſes iſt das requirirte Gericht nur unter den in ſeinem Lande in Anſehung 
der Widerklage geltenden geſetzlichen Beſtimmungen verpflichtet, wonach auch die 
Beſtimmung Art. 3. ſich modiſtzirt. 


Art. 7. 
Provokations⸗ Die Provokationsklagen (ex lege diffamari oder ex lege si contendat) 
Bann, werden erhoben vor demjenigen Gerichte, vor welches die rechtliche Ausfuͤhrung 
des Hauptanſpruchs gehoͤren wuͤrde; es wird daher die vor dieſem Gerichte, be⸗ 
ſonders im Fall des Ungehorſams, ausgeſprochene Sentenz von der Obrigkeit 
des Provozirten als rechtsguͤltig eee anerkannt. 
rt. 8 


Perſönlicher Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohnſitz in 

Grrichteſand. einem Staate oder bei denen, welche einen eigenen Wohnſitz noch nicht genom⸗ 
men haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Eltern begruͤndet iſt 
wird von beiden Staaten in perſoͤnlichen Klageſachen dergeſtalt anerkannt, da 
die Unterthanen des einen Staates von den Unterthanen des andern Staates 
in der Regel und in ſofern nicht in nachſtehend erwaͤhnten Faͤllen ſpezielle Ge⸗ 
te konkurriren, nur vor ihrem reſp. perſoͤnlichen Richter belangt wer⸗ 
en duͤrfen. 


Art. 9. 
| Ob Jemand einen Wohnſitz in einem der kontrahirenden Staaten habe, 
wird nach den Geſetzen deſſelben Dan 

rt. 10. 

Wenn Jemand in beiden Staaten feinen Wohnſitz in landesgeſetz— 
lichem Sinne genommen hat, haͤngt die Wahl des Gerichtsſtandes von dem 
Klaͤger ab. 

Art. 11. 


„Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben iſt, begründet zu⸗ 
gleich den ordentlichen Gerichtsſtand der Kinder, welche ſich noch in ſeiner en 
walt 


walt befinden, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo die Kinder geboren worden find, 
oder ſich nur eine Zeit lang aufhalten. 
Art. 12. 

Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, unter welchem 
derſelbe zur Zeit des Ablebens ſeinen Wohnſitz hatte, der ordentliche Gerichts⸗ 
ſtand der Kinder, ſo lange dieſelben noch keinen eigenen ordentlichen Wohnſitz 
begruͤndet haben. 

Art. 13. 

Hat das Kind zu Lebzeiten des Vaters oder nach ſeinem Tode den 
Wohnſitz deſſelben verlaſſen und innerhalb drei Jahre nach erlangter Volljaͤh⸗ 
rigkeit oder aufgehobener vaͤterlicher Gewalt keinen eigenen feſten Wohnſitz ge⸗ 
nommen, ſo verliert es in den Preußiſchen Staaten, nicht aber im Fuͤrſtenthum 
Schwarzburg⸗Sondershauſen, den Gerichtsſtand des Vaters und wird nach 
den Geſetzen ſeines jedesmaligen Aufenthalts beurtheilt. 

Art. 14. 

Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rech⸗ 
ten Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Kindes auf 
gleiche Art nach dem gewoͤhnlichen Gerichtsſtande der Mutter. 


Art. 15. 

Die Beſtellung der Perſonalvormundſchaft fuͤr Unmuͤndige oder ihnen 
gleich zu achtende Perſonen gehört vor die Gerichte, wo der Pflegbefohlene ſich 
weſentlich aufhaͤlt. In Abſicht der zu dem Vermoͤgen der Pflegebefohlenen ge⸗ 
hoͤrigen Immobilien, welche unter der andern Landeshoheit liegen, ſteht der jen⸗ 
ſeitigen Gerichtsbehoͤrde frei, wegen dieſer beſondere Vormuͤnder zu beſtellen oder 
den auswaͤrtigen Perſonalvormund ebenfalls zu beſtaͤtigen, welcher letztere jedoch 
bei den auf das Grundſtuͤck ſich beziehenden Geſchaͤften, die am Orte des gele⸗ 
genen Grundſtuͤcks geltenden geſetzlichen Vorſchriften zu befolgen hat. Im er⸗ 
ſteren Falle ſind die Gerichte der Hauptvormundſchaft gehalten, der Behoͤrde, 
welche wegen der Grundſtuͤcke nn Vormuͤnder beftellt hat, aus den Akten 
die noͤthigen Nachrichten auf Erfordern mitzutheilen; auch haben die beiderſeiti⸗ 
gen Gerichte wegen Verwendung der Einfünfte aus den Gütern, fo weit ſolche 
zum Unterhalte und der Erziehung oder dem ſonſtigen Fortkommen der Pflege⸗ 
befohlenen erforderlich find, ſich mit einander zu vernehmen, und in deſſen Ver⸗ 
folg das Noͤthige zu verabreichen. 

Art. 16. 

Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne einen 
Wohnſitz daſelbſt zu haben, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik oder ein ande⸗ 
res dergleichen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, 
welche ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor 
den Gerichten des Landes, wo die Gewerbsanſtalten ſich befinden, als vor dem 
Gerichtsſtande des Wohnorts belangt werden koͤnnen. 

Art. 17. 

Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤnlichen Auf- 
enthalte auf dem erpachteten Gute ſoll den ordentlichen perſoͤnlichen Gerichts⸗ 
ſtand des Paͤchters im Staate begruͤnden. 

(Nr. 2502.) 1 Art. 18. 


Allgemeines 


Konkurs⸗Ge⸗ 


icht. 


. 


Art. 18. 

Ausnahmsweiſe koͤnnen jedoch: 

1) Studirende wegen der am Univerſitaͤtsorte von ihnen gemachten Schul⸗ 
den oder anderer durch Vertraͤge oder Handlungen daſelbſt für fie ent- 
ſtandenen Rechtsverbindlichkeiten, 

2) alle im Dienſte Anderer ſtehende Perſonen, ſo wie dergleichen Lehrlinge, 
Geſellen, Handlungsdiener, Kunſtgehilfen, Hand- und Fabrikarbeiter in 
Injurien⸗, Alimenten- und Entſchaͤdigungsprozeſſen und in allen Rechts⸗ 
Streitigkeiten, welche aus ihren Dienſt⸗, Erwerbs- und Kontraktsver⸗ 
haͤltniſſen entſpringen, ingleichen im Fuͤrſtenthum Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen wegen kontrahirter Schulden 

ſo lange ihr Aufenthalt an dem Orte, wo ſie ſtudiren oder dienen, dauert, bei 
den dortigen Gerichten belangt werden. 

Bei verlangter Vollſtreckung eines von dem Gericht des temporären Auf— 
enthaltsortes geſprochenen Erkenntniſſes durch die Behoͤrde des ordentlichen per⸗ 
ſoͤnlichen Wohnſitzes ſind jedoch die nach den Geſetzen des letzteren Ortes be⸗ 
ſtehenden rechtlichen Verhaͤltniſſe desjenigen, gegen welchen das Erkenntniß voll- 


ſtreckt werden ſoll, zu che 
r 


t. 19. 

Bei entſtehendem Kreditweſen wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des 
Schuldners auch als allgemeines Konkursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat 
Jemand nach Art. 9., 10. wegen des in beiden Staaten zugleich genommenen 
Wohnſitzes einen mehrfachen perſoͤnlichen Gerichtsſtand, ſo entſcheidet fuͤr die 
Kompetenz des allgemeinen Konkursgerichts die Praͤvention. 

Der erbſchaftliche Lquidationsprozeß wird im Fall eines mehrfachen Ge⸗ 
richtsſtandes von dem Gerichte eingeleitet, bei welchem er von den Erben oder 
dem Nachlaßkurator in Antrag gebracht wird. 

Der Antrag auf Konkurseroͤffnung findet nach erfolgter Einleitung eines 
erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes nur bei dem Gerichte ſtatt, bei welchem der 
letztere bereits rechtshaͤngig iſt. 

Art. 20. 

Der hiernach in dem einen Staate eröffnete Konkurs- oder Liquidations⸗ 
Prozeß erſtreckt ſich auch auf das in dem andern Staate befindliche Vermoͤgen 
des Gemeinſchuldners, welches daher auf Verlangen des Konkursgerichts von 
demjenigen Gericht, wo das Vermoͤgen ſich befindet, ſichergeſtellt, inventirt, und 
entweder in natura oder nach vorgaͤngiger Verſilberung zur Konkursmaſſe aus- 
geantwortet werden muß. 

Hierbei finden jedoch folgende Einſchraͤnkungen Statt: 

1) Gehoͤrt zu dem auszuantwortenden Vermoͤgen eine dem Gemeinſchuldner 
angefallene Erbſchaft, ſo kann das Konkursgericht nur die Ausantwortung 
des, nach erfolgter Befriedigung der Erbſchaftsglaͤubiger, in ſo weit nach 
dem im Gerichtsſtande der Erbſchaft geltenden Geſetzen die Separation 
der Erbmaſſe von der Konkursmaſſe noch zuläffig iſt, ſo wie nach Ber 
richtigung der ſonſt auf der Erbſchaft ruhenden Laſten, verbleibenden 
Ueberreſtes der Konkursmaſſe fordern. 

2) Ebenſo koͤnnen vor Ausantwortung des Vermoͤgens an das e 

on⸗ 
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Konkursgericht alle nach den Geſetzen desjenigen Staates, in welchem 
das auszuantwortende Vermoͤgen ſich befindet, zuläffigen Vindikations⸗ 
Pfand⸗, Hypotheken oder fonftige, eine vorzuͤgliche Befriedigung gewaͤh⸗ 
renden Rechte an den zu dieſem Vermoͤgen gehoͤrigen und in dem be⸗ 
treffenden Staate befindlichen Gegenſtaͤnden, vor deſſen Gerichten geltend 
gemacht werden, und iſt ſodann aus deren Erloͤs die Befriedigung dieſer 

Glaͤubiger zu bewirken und nur der Ueberreſt an die Konkursmaſſe ab⸗ 

zuliefern, auch der etwa unter ihnen oder mit dem Kurator des allge⸗ 

meinen Konkurſes oder erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes uͤber die Ve⸗ 
ritaͤt oder Priorität einer Forderung entſtehende Streit von denſelben 

Gerichten zu entſcheiden. 

3) Beſitzt der Gemeinſchuldner Bergtheile oder Kuxe oder ſonſtiges Berg⸗ 
werkseigenthum, ſo wird, Behufs der Befriedigung der Bergglaͤubiger, 
aus demſelben ein Spezialkonkurs bei dem betreffenden Berggericht ein⸗ 
geleitet und nur der verbleibende Ueberreſt dieſer Spezialmaſſe zur Haupt⸗ 
konkursmaſſe abgeliefert. 

4) Ebenſo kann, wenn der Gemeinſchuldner Seeſchiffe oder dergleichen 
Schiffsparte beſitzt, die vorgaͤngige Befriedigung der Schiffsglaͤubiger 
aus dieſen Vermoͤgensſtuͤcken nur bei dem betreffenden See- und Han: 
delsgericht im Wege eines . Spezialkonkurſes erfolgen. 

rt. 21. 

In ſo weit nicht etwa die in dem vorſtehenden Artikel 20. beſtimmten 
Ausnahmen eintreten, ſind alle Forderungen an den Gemeinſchuldner bei dem 
allgemeinen Konkursgericht einzuklagen, auch die Ruͤckſichts ihrer etwa bei den 
Gerichten des andern Staates bereits anhaͤngigen Prozeſſe bei dem Konkurs⸗ 
gericht weiter zu verfolgen, es ſey denn, daß letzteres Gericht deren Fortſetzung 
ne Entſcheidung bei dem projeßleitenden Gerichte ausdruͤcklich genehmigt oder 
verlangt. 

Auch diejenigen der im Art. 20. gedachten Realforderungen, welche von 
den Glaͤubigern bei dem beſonderen Gerichte nicht angezeigt, oder daſelbſt gar 
nicht oder nicht vollſtaͤndig bezahlt worden find, koͤnnen bei dem allgemeinen 
Konkursgericht noch geltend gemacht werden, ſo lange bei dem letztern nach den 
Geſetzen deſſelben eine Anmeldung noch zulaͤſſig iſt. 8 

Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Geſetzen des Orts, wo die 
Sache belegen ift, beurtheilt und geordnet. 

Hinſichtlich der Guͤltigkeit perſoͤnlicher Anſpruͤche entſcheiden, wenn es auf 
die . eines der Betheiligten ankommt, die Geſetze des Staates, 
dem er angehoͤrt; wenn es auf die Form eines Rechtsgeſchaͤftes ankommt, die 
Geſetze des Staates, wo das Geſchaͤft vorgenommen worden iſt (Art. 33.); bei 
allen andern als den vorangefuͤhrten Fällen die Geſetze des Staates, wo die Forde⸗ 
rung entſtanden iſt. Ueber die Rangordnung perſoͤnlicher Anſpruͤche und deren 
Verhaͤltniß zu den dinglichen entſcheiden die am Orte des Konkursgerichts gel⸗ 
tenden Geſetze. Nirgends aber darf ein Unterſchied zwiſchen in- und auslaͤndi⸗ 
ſchen Glaͤubigern, ruͤckſichtlich der Behandlung ihrer Rechte gemacht werden. 


rt. 22. 
Alle Realklagen, desgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, wie auch die Er ru 
(Nr. 2402.) ſo⸗ ch 


— 
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ſogenannten actiones in rem scriptae, müffen, dafern fie eine unbewegliche 
Sache betreffen, vor dem Gerichte in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet, — 
koͤnnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem perfönlichen Ge⸗ 
richtsſtande des Beklagten — erhoben werden, vorbehaltlich deſſen, was auf den 
Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 


Art. 23. 
In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) perſoͤnliche 
Klagen angeſtellt werden. 


Art. 24. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch ſtatt, wenn gegen den 
Beſitzer unbeweglicher Güter eine ſolche perſoͤnliche Klage angeſtellt wird, welche 
aus dem Beſitze des Grundſtuͤcks oder aus Handlungen fließt, die er in der 
Eigenſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein ſolcher 
Grundbeſitzer f f 

1) die mit feinem Pächter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfüllen, oder 
2) die zum Beſten des Grundſtuͤcks geleiſteten Vorſchuͤſſe oder gelieferten 

Materialien und Arbeiten zu verguͤten ſich weigert, oder wenn von den 

auf dem Grundſtuͤck angeftellten dienenden Perſonen Anſpruͤche wegen 

des Lohns erhoben werden, oder 
3) ir Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit oder ein ähnliches Befugniß mißbraucht, 
oder N 


4) feine Nachbarn im Beſize ſtoͤrt; 
5) in 0 auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechts be⸗ 
rühmt, oder 
6) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veraͤußert und den Kon⸗ 
trakt nicht erfüllt, oder die ſchuldige Gewaͤhr nicht leiſtet, 
fo muß derfelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
nehmen, wenn ſein Gegner ihn in ſeinem perſoͤnlichen Gerichtsſtande nicht be⸗ 
langen will. 
Gerich af Der Gerichtsſtand Cröſchaſt il Erblaff: Zeit fi 
shand er Gerichtsſtand einer Erbſchaft ift da, wo der Erblaſſer zur Zeit ſei⸗ 
der re. nes Ablebens feinen perſoͤnlichen Gerichtsstand hatte. 


rt. 26. 
n dieſem Gerichtsſtande koͤnnen angebracht werden: 
1) Klagen auf Anerkennung eines Erbrechts und ſolche die auf Erfuͤllung 
oder Aufhebung teſtamentariſcher Verfügungen gerichtet find; 
2) Klagen zwiſchen Erben, welche die Theilung der Erbſchaft oder die Ge⸗ 
waͤhrleiſtung der Erbtheile betreffen. N 
„Doch kann dies (zu 1. und 2.) nur ſo lange geſchehen, als in dem 
. der Erbſchaft der Nachlaß noch ganz oder theilweiſe vor⸗ 
anden iſt. 
Endlich koͤnnen 
3) in dieſem Gerichtsſtande auch Klagen der Erbſchaftsglaͤubiger und Lega⸗ 
tarien angebracht werden, ſo lange ſie nach den Landesgeſetzen in dem 
Gerichtsſtande der Erbſchaft angeftellt werden duͤrfen. 9 
n 


In den zu 1. 2. und 3. angeführten Fällen bleibt es jedoch dem 
Ermeſſen der Kläger überlaffen, ob fie ihre Klage, ſtatt in dem Gerichts⸗ 
ſtande der Erbſchaft, in dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande der Erben ans 
ſtellen wollen. 

Nicht minder ſteht jedem Miterben zu, die Klage auf Theilung 
der zum Nachlaß gehoͤrenden Immobilien auch in dem dinglichen Ge⸗ 
richtsſtande der Letzteren ( en * anzubringen. 

rt. 27 


Ein Arreſt kann in dem einen Staate unter den nach den Geſetzen deſſel⸗ Geriwisnand 
ben in Beziehung auf die eigenen Unterthanen vorgeſchriebenen Bedingungen des Ariel 


gegen den Bürger des andern Staates in deſſen in dem Gerichtsbezirke des 
Arreſtrichters befindlichen Vermoͤgen angelegt werden, und begruͤndet zugleich den 
Gerichtsſtand fuͤr die Hauptklage in ſoweit, daß die Entſcheidung des Arreſt⸗ 
richters ruͤckſichtlich der Hauptſache nicht bloß an dem in feinem Gerichts ſpren⸗ 
gel befindlichen und mit Arreſt belegten, ſondern an allen in demſelben Lande 
befindlichen Vermoͤgensobjekten des Schuldners vollſtreckbar iſt. Die Anlegung 
des Arreſtes giebt jedoch dem Arreſtklaͤger kein Vorzugsrecht vor andern Glaͤu⸗ 
bigern und verliert daher durch Konkurseroͤffnung uͤber das Vermoͤgen des 
Schuldners ſeine rechtliche a 

rt. 28 


Der Gerichtsſtand des Kontrakts, vor welchem eben ſowohl auf Erfuͤl⸗ Gerichtsſtand 
lung, als auf Aufhebung des Kontrakts geklagt werden kann, findet nur dann des Kontrakte. 


ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem Gerichts⸗ 
bezirk ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt geſchloſſen worden iſt 
oder in Erfuͤllung gehen ſoll. 


Art. 29. a 

Die Klauſel in einem Wechſelbriefe oder eine Verſchreibung nach Wech⸗ 
ſelrecht, wodurch ſich der Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Gerichts un⸗ 
terwirft, in deſſen Bezirk er nach der Verfallzeit anzutreffen iſt, wird als guͤltig 
anerkannt, und begründet die Zuftändigfeit eines jeden Gerichts gegen den in 
ſeinem Bezirk anzutreffenden Schuldner. N 

Aus dem ergangenen Erkenntniſſe ſoll ſelbſt die Perſonalexekution gegen 
den Schuldner bei den Gerichten = andern Staates vollſtreckt werden. 

rt. 30. . 

Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder 
Vermoͤgen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer 
ſolchen Adminiſtration angeſtellte Klage ſich einlaffen, fo lange nicht die Admi⸗ 
f an völlig beendigt und dem Verwalter über die abgelegte Rechnung 
quittirt iſt. 

Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener Ruͤckſtand ge⸗ 
fordert oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann dieſes nicht bei 
dem vormaligen Gerichts ſtande der 8 Verwaltung geſchehen. 

t. 


rt. 31. 

Jiaede Intervention, die nicht eine beſonders zu behandelnde Rechtsſache 

in einen ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, ſie ſey prinzipal oder akzeſſoriſch, 

Wr den Klaͤger oder den Beklagten, ſey nach vorgaͤngiger Streitankuͤndigung 
Ir. 2402.) oder 


Gerichtsſtand 


der geführten 
Verwaltung. 


Intervention 


nu 
e 
keit. 


irkun der 


tohängig⸗ richtsſtande eine Sache rechtshaͤngig geworden iſt, fo iſt der Streit daſelbſt zu 


je 8 3 


oder ohne dieſelbe geſchehen, begründet gegen den auslaͤndlſchen Intervenienten 
die Gerichtsbarkeit des Staates, 11 der Hauptprozeß gefuͤhrt wird. 
et; M- 
Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimmten Ges 


beendigen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch Veraͤnderung des Wohnſitzes 
oder Aufenthalts des Beklagten geſtoͤrt oder aufgehoben werden koͤnnte. 

Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klageſachen wird durch die legale Inſi⸗ 
nuation der Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 


2. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen 
Rechts ſachen. 


Art. 33. g 
Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was 
die Guͤltigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Geſetzen des 
Orts beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. 

N Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die 
Guͤltigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Be⸗ 
hoͤrde in demſelben abhaͤngt, ſo hat 1 auch hierbei ſein Verbleiben. 

rt. 34 


Vertraͤge, welche die Begründung eines dinglichen Rechts auf unbes 
wegliche Sachen zum Zwecke haben, richten ſich lediglich nach den Geſetzen des 
Orts, wo die Sachen liegen. 


3. Ruͤckſichtlich der Strafgerichtsbarkeit. 


Art. 35. 

Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgeſetzen werden, ſoweit 
nicht die nachfolgenden Artikel Ausnahme beſtimmen, von dem Staate, dem ſie 
angehoͤren, nicht ausgeliefert, ſondern daſelbſt wegen der in dem andern Staate 
begangenen Verbrechen zur Unterſuchung gezogen und beſtraft. Daher findet 
auch ein Kontumazialverfahren des andern Staates gegen ſie nicht ſtatt. 

Bei der Konſtatirung eines Forſtfrevels, welcher von dem Angehoͤrigen 
eines Staates in dem Gebiete des andern veruͤbt worden iſt, ſoll den offiziellen 
Angaben und Abſchaͤtzungen der kompetenten Forſt- und Polizeibeamten des Orts 
des begangenen Frevels dieſelbe Beweiskraft, als den Angaben und Abſchaͤtzun— 
gen inlaͤndiſcher Offizianten von der erkennenden Behoͤrde beigelegt werden, 
wenn ein ſolcher Beamter auf die wahrheitsmaͤßige, treue und gewiſſenhafte An- 
gabe ſeiner Wahrnehmung und Kenntniß entweder im Allgemeinen oder in dem 
e Falle eidlich verpflichtet worden iſt, und weder einen Denunzianten⸗ 

ntheil, noch das Pfandgeld zu beziehen hat. 

Uebrigens behält es wegen der Verhuͤtung und Beſtrafung der Forſt⸗ 
frevel in den Grenzwaldungen bei der beſtehenden Uebereinkunft vom 16. Juli 
1822. ſein Bewenden. 

Art. 36. 

Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern 
ſich eines Vergehens oder Verbrechens ſchuldig gemacht hat und daſelbſt 5 

grif⸗ 


ug} 
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griffen und zur Unterſuchung gezogen worden iſt, ſo wird, wenn der Verbrecher 
gegen juratoriſche Kaution oder Handgeloͤbniß entlaſſen worden, und ſich in ſei⸗ 
nen Heimathsſtaat zuruͤckbegeben hat, von dem ordentlichen Richter deſſelben 
das Erkenntniß des auslaͤn diſchen Gerichts, nach vorgaͤngiger Requiſition und 
Mittheilung des Urtels ſowohl an der Perſon als an den in dem Staatsge⸗ 
biete befindlichen Guͤtern des Verurtheilten vollzogen, vorausgeſetzt, daß die 
Handlung, wegen deren die Strafe erkannt worden iſt, auch nach den Geſetzen 
des requirirten Staates als ein Vergehen oder Verbrechen und nicht als eine 
blos polizei⸗ oder finanzgeſetzliche Uebertretung erſcheint, ingleichen unbeſchadet 
des dem requirirten Staate zuftändigen Strafverwandlungs⸗ oder Begnadigungs⸗ 
rechts. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines Verbrechers nach der Ver⸗ 
urtheilung oder waͤhrend der Strafverbuͤßung Statt. 

Hat ſich aber der Verbrecher vor der Verurtheilung, der Unterſuchung 
durch die Flucht entzogen, ſoll es dem unterſuchenden Gericht nur freiſtehen, 
unter Mittheilung der Akten auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung 
des Verbrechers, ſo wie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkoſten aus dem 
Vermoͤgen des Verbrechers anzutragen. In Faͤllen, wo der Verbrecher nicht 
vermoͤgend iſt, die Koſten der Strafvollſtreckung zu tragen, hat das requirirende 
Gericht ſolche, in Gemaͤßheit der Beſtimmung des Art. 45. zu erſetzen. 


Art. 37. 

Hat der Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des andern Staates Bedingt zu ge⸗ 
durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehoͤrt, gar Selbſtgeſel 
nicht verpoͤnt find, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abgabengeſetze, Po- lung. 
lizeivorſchriften und dergleichen, und welche demnach auch von dieſem Staate 
nicht beſtraft werden koͤnnen, ſo ſoll auf vorgaͤngige Requiſition zwar nicht 
zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des andern Staates geſtellt, dem⸗ 
ſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen die An⸗ 
ſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Falle zulaͤſſige Kontumazial⸗ 
Verfahren wahren koͤnne. 

Doch ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengeſetzes des einen Staa⸗ 
tes dem Unterthanen des andern Staates Waaren in Beſchlag genommen wor— 
den find, die Verurtheilung, ſey es im Wege des Kontumazialverfahrens oder 
ſonſt inſofern eintreten, als ſie ſich nur auf die in Beſchlag genommenen Ge⸗ 
genſtaͤnde beſchraͤnkt. In Anſehung der Kontravention gegen Zollgeſetze bewen⸗ 
det es bei dem unter den reſp. Vereinsſtaaten abgeſchloſſenen Zollkartell vom 
11. Mai 1833. 

Art. 38. 887 — 

Der zuſtaͤndige Strafrichter darf auch, ſo weit die Geſetze ſeines Landes 
es geſtatten, über die aus dem Verbrechen entſprungenen Privatanſpruͤche mit 
erkennen, wenn darauf von dem Beſchaͤdigten angetragen worden iſt. 


Art. 39. f 

Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen oder anderer Auslieferung 

Uebertretungen ihr Vaterland verlaſſen und in den andern Staat ſich geflüchtet zen Gefünte- 
aben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſeyn, werden nach 

vorgaͤngiger Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert. 
ö 2 


Jahrgang 1844. (Nr. 2402.) Art. 40. 


Auslieferung 


der Ausländer. 


Verbindlichkeit 
zur Annahme 
der Ausliefe⸗ 
rung. 


RE 


Art. 40. 

Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdaͤchtige Indivi⸗ 
duen, welche weder des einen noch des andern Staates Unterthanen find, wer: 
den, wenn ſie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben be⸗ 
ſchuldigt find, demjenigen, in welchem die Uebertretung verübt wurde, auf vor- 
gängige Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert; es bleibt jedoch 
dem requirirten Staate uͤberlaſſen, ob er dem Auslieferungsantrage Folge geben 
wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, welchem der Verbrecher 
angehört, von dem Antrage in Kenntniß geſetzt und deren Erklaͤrung erhalten 
habe, ob ſie den Angeſchuldigten zur eigenen Beſtrafung reklamiren wolle. 

a rt. 41. . 

In denſelben Fällen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Auslieferung 
eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem andern 
Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. 

4 


rt. 42. 
In Kriminalfaͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen an dem 
Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unterthanen des 
einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des andern zur Ablegung des Zeug⸗ 
niſſes zur Konfrontation oder Rekognition gegen vollſtaͤndige Verguͤtung der 
Reiſekoſten und des Verſaͤumniſſes nie verweigert werden. 


rt. 43. 

Da nunmehr die Faͤlle genau beſtimmt ſind, in welchen die Auslieferung 
der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert wer⸗ 
den gen 8 ſo hat im einzelnen Falle die Behoͤrde, welcher ſie obliegt, die bisher 
Mi; en Reverſalien uber gegenfeitige gleiche Rechtswillfaͤhrigkeit nicht weiter zu 
verlangen. 

In Anſehung der vorgaͤngigen Anzeige der requirirten Gerichte an die 
vorgeſetzten Behörden, bewendet es bei den in beiden Staaten deshalb getroffe⸗ 
nen Anordnungen. 


III. Beſtimmungen ruͤckſichtlich der Koſten in Civil- und 
Kriminalſachen. 


Art. 44. 

Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß- und Unterſuchungskoſten, welche 
von dem kompetenten Gericht des einen Staats nach den dort geltenden Vor⸗ 
ſchriften feſtgeſetzt und ausdruͤcklich fuͤr beitreibungsfaͤhig erklaͤrt worden ſind, 
fab auf Verlangen dieſes Gerichts ce dem andern Staate von dem da- 
elbſt ſich aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres exekutiviſch eingezogen werden. 
Die den gerichtlichen Anmälten an ihre Mandanten zuſtehenden Forderungen an 
Gebuͤhren und Auslagen koͤnnen indeß in Preußen gegen die dort wohnenden 
Mandanten nur im Wege des Mandatsprozeſſes nach §. 1. der Verordnung 
vom 1. Juni 1833. geltend und beitreibungsfaͤhig gemacht werden; es iſt jedoch 
auf die Requiſition des Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen Prozeßgerichts das 
geſetzliche Verfahren von dem kompetenten Gericht einzuleiten, und dem auswaͤr⸗ 
tigen Rechtsanwalte Behufs der koſtenfreien Betreibung der Sache ein Aſſiſtent 
von Amts wegen zu beſtellen. 11 f x 

Uebri⸗ 


Uebrigens verbleibt es wegen Einziehung der Gebühren der Sachwalter 

bei der im Jahre 1838. er e 
rt. 45. 

In allen Civil- und Kriminalrechtsſachen, in welchen die Bezahlung der 
Unkoſten dazu unvermoͤgenden Perſonen obliegt, haben die Behoͤrden des einen 
Staates die Requiſitionen der Behörden des andern fportels und ſtempelfrei zu 
expediren und nur den unumgaͤnglich noͤthigen baaren Verlag an Kopialien, 
Porto, Botenloͤhnen, Gebuͤhren der Zeugen und Sachverſtaͤndigen, Verpflegungs⸗ 
und Transportkoſten zu liquidiren. 


rt. 46. 

Den vor einem auswaͤrtigen Gerichte abzuhoͤrenden Zeugen und andern 
Perſonen ſollen die Reiſe⸗ und Zehrungskoſten, nebſt der wegen ihrer Verſaͤum⸗ 
niß ihnen gebuͤhrenden Verguͤtung, nach der von dem requirirten Gerichte vor⸗ 
her zu bewirkenden Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siſtirung von dem 
requirirenden Gerichte ſofort i werden. 

rt. 47. 

Zu Entſcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung der 
Unkoſten in Civil⸗ und Kriminalſachen obliegt, hinreichendes Vermögen dazu be⸗ 
ſitzt, ſoll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter wel⸗ 
cher dieſe Perſon ihre weſentliche Wohnung hat. a 5 

Sollte dieſelbe ihre weſentliche Wohnung in einem dritten Staate haben 
und die Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſeyn, ſo 
wird es angeſehen, als ob ſie kein hinreichendes eigenes Vermoͤgen beſitze. Iſt 
in Kriminalfaͤllen ein Angeſchuldigter zwar vermoͤgend, die Koſten zu entrichten, 
jedoch in dem geſprochenen Erkenntniſſe dazu nicht verurtheilt worden, ſo iſt die⸗ 
ſer Fall dem des Unvermoͤgens — — gleich zu ſetzen. 

rt. 48. 

Saͤmmtliche vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht in Beziehung auf die 
Koͤniglich Preußiſchen Rheinprovinzen. Auch ſtehen die Beſtimmungen des ge⸗ 
genwaͤrtigen Vertrages mit der Beurtheilung der politiſchen Heimath in keiner 
Verbindung. 


N Art. 49. 

Die Dauer dieſer Uebereinkunft wird auf Zwoͤlf Jahre, vom 1. Januar 
k. J. an gerechnet, feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe keine Auf⸗ 
kuͤndigung von der einen oder andern Seite, ſo iſt ſie ſtillſchweigend als auf 
noch zwoͤlf Jahre weiter verlaͤngert anzuſehen. ö 84 

Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits gegenwaͤrtige Miniſterial⸗Er⸗ 
klaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Koͤniglichen Inſiegel verſehen worden. 

Berlin, den 18. November 1843. 


(L. S.) 
Königlich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Buͤlow. 
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BD: Erklärung wird, nachdem ſolche gegen eine übereinftimmende Er⸗ 
klaͤrung des Fuͤrſtlich Schwarzburg-Sondershauſenſchen Geheime-Raths— 
Kollegiums vom 5. d. M. ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 27. Dezember 1843. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegeuheiten. 
Frh. v. Buͤlow. 


(N -2403.) Verordnung wegen Feſtſetzung des Jahres 1797. als Normaljahr zum Schutze 
4 4ν 25 gegen fiskaliſche Anſprüche in den Städten Danzig und Thorn und 
— deren beiderſeitigem Gebiet, fo wie in den zur Provinz Preußen gehöri- 
gen vormals Süd- und Neu-Oſtpreußiſchen Landestheilen. D. d. den 

24. November 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Verordnen, um denjenigen Theilen Unſerer Provinz Preußen, in welchen 
ein Normaljahr zum Schutze gegen füskaliſche Anſpruͤche noch nicht beſteht, einen 
Beweis landes vaͤterlicher Huld und Gnade zu gewähren, in Beruͤckſichtigung 
des Uns von den getreuen Ständen der Provinz Preußen vorgetragenen Wun⸗ 
ſches, auf Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 

Die Verordnung vom 18. Dezember 1798., durch welche das Jahr 1797. 
fuͤr Weſtpreußen, mit Inbegriff des Ermlandes und des Netzdiſtrikts, als Nor⸗ 
maljahr zum Schutze gegen die Anſpruͤche des Fiskus feſigeſetzt worden, ſoll 
auch auf die Staͤdte Danzig und Thorn und deren Gebiet, ſo wie auf die jetzt 
zur Provinz Preußen gehörigen vormals Suͤd- und Neu-Oſtpreußiſchen Landes⸗ 
theile Anwendung finden. N N 

Von dieſer Beſtimmung bleiben jedoch ausgeſchloſſen alle bereits rechts⸗ 
haͤngige Sachen, bei denen Fiskus als Klaͤger oder Beklagter, Intervenient 
oder Litisdenunziat betheiligt iſt, ingleichen die ſchon jetzt ſtreitigen aber noch 
nicht rechtshaͤngigen Anſpruͤche des Fiskus, in ſofern ſolche vor Ablauf des Jah⸗ 
res 1844. bei den Juſtizbehoͤrden zur gerichtlichen Eroͤrterung angemeldet worden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤcheigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

egeben Charlottenburg, den 24. November 1843. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


Ver⸗ 


— * 


Ber ordnung 
wegen der für Weſtpreußen beſtimmten gegen fiskaliſche Anſprüche ſchützenden Beſitzzeit 
im Jahre 1797; 
vom 9. Dezember 1798. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen. Nachdem die Deputirte der 
Weſtpreußiſchen Ritterſchaft bei Uns allerunterthaͤnigſt nachgeſucht, daß der Pro⸗ 
vinz Weſtpreußen, in Anſehung der Sicherſtellung gegen fiskaliſche Prozeſſe, 
eben die Begnadigung angedeihen möge, deren ſich die aͤlteren Provinzien durch 
die Schutzwehr des Beſitzes im Jahre 1740. zu erfreuen haben, und des Endes 
von ihnen das Jahr Unſerer Thronbeſteigung in Vorſchlag gebracht worden: 
ſo haben Wir gedachter Provinz durch Bewilligung dieſes ihres Geſuchs einen 
wohlverdienten Beweis Unſerer Landesvaͤterlichen Huld und Gnade geben wollen. 

Wir verordnen dieſem gemaͤß, daß in Weſtpreußen, mit Inbegriff des 
Ermelandes und des Netzdiſtrikts, der vollſtaͤndige ruhige Beſitz einer Sache 
oder eines Rechts im Jahre 1797. den Beſitzer gegen die Anſpruͤche des Fis⸗ 
kus auf eben die Art ſchuͤtzen ſoll, wie in Anſehung der aͤlteren Provinzien in 
Unſerm Allgemeinen Landrecht im I. Theil, im 9ten Titel in den SS. 641 — 648. 
der Beſitz vom Jahre 1740. fuͤr entſcheidend erklaͤrt worden. 

Hievon werden jedoch ausdruͤcklich ausgenommen die Lehnsherrliche Ge— 
rechtſame in Anſehung aller Arten der Ermelaͤndiſchen Lehne, dergeſtalt, daß 
weder der Fuͤrſt Biſchof von Ermeland, noch das Domſtift zu Frauenburg 
durch gegenwaͤrtige Verordnung berechtigt werden ſollen, unter dem Vorwande 
eines bisherigen Beſitzes, auf eine Theilnahme an dem Dominio directo dieſer 
Lehne irgend einigen Anſpruch zu machen. j 
Gleichmaͤßig ſoll die itzige Verfügung in Anſehung der Städte Danzig 
und Thorn, ingleichen der zu beiden Städten gehörigen mit denſelben zugleich 
in Beſitz genommenen Ortſchaften und Zubehoͤr, nicht Anwendung finden. 

Ferner werden uͤberhaupt ausgeſchloſſen alle bereits rechtshaͤngige Sachen, 
woran Fiskus als Klaͤger oder Beklagter, Intervenient oder Litis-Denunciat 
Theil genommen, ingleichen die ſchon itzt ſtreitige, aber noch nicht rechtshaͤngige 
Anſpruͤche des Fiskus, inſofern ſoſche vor Ablauf des Jahres 1799. bei den Juſtiz⸗ 
Behoͤrden zur gerichtlichen Eroͤrterung angemeldet werden. 

Außerdem finden Wir noͤtig, noch insbeſondere hiedurch zu erklaͤren, daß 
durch dieſe Unſere Begnadigung niemand berechtigt werden ſoll, feinen Beſitz⸗ 
titel zu veraͤndern, und daher diejenige, welche erweislich im Jahre 1797. nur 
. Wiederkaͤuflich, als Lehn, Erbzinß, oder nur auf beſtimmte durch 

erſchreibungen feſtgeſetzte Jahre, eine Sache oder ein Recht beſeſſen, ſich eines 
unwiderruflichen Eigenthums anzumaßen nicht befugt ſeyn, vielmehr in ihren bis- 
herigen Verhaͤltnißen unverändert verbleiben ſollen. f 

So wie Wir nun hoffen und erwarten, daß Unſere getreue Weſtpreußi⸗ 
ſche Vaſallen und Unterthanen dieſe ihnen erzeigte Wohlthat ſich zur Aufmun⸗ 
terung dienen laſſen werden, Unſerer Koͤniglichen Gnade ſich immer mehr und 
er würdig zu machen, fo wollen Wir ſie auch hiebey kraͤftig ſchuͤtzen, c 
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nicht geſtatten, daß dieſer Unſerer Willensmeinung auf irgend eine Art entgegen 
gehandelt werde. 

Wir befehlen daher, daß gegenwaͤrtige Verordnung durch den Druck 
öffentlich bekannt gemacht und derſelben von jedermann, insbeſondere von Unſerm 
Etats-Ministerio, den Regierungen, Krieges⸗ und Domainen-Kammern, Fis⸗ 
Fälen und andern Bedienten, uͤberall gebuͤhrende Folge geleiſtet werde. 

Urkundlich haben Wir dieſe Verordnung eigenhaͤndig unterſchrieben und 
mit Unſerm Koͤniglichen Inſiegel bedrucken laſſen. 

So geſchehen und gegeben Berlin, den 18. Dezember 1798. 


J. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Goldbeck. v. Alvensleben. Frh. v. Schroedter. 


Anlage B. 
Deklaration 
der Verordnung vom 18. Dezember 1798. wegen der für Weſtpreußen beſtimmten 
gegen fiskaliſche Anſprüche ſchützenden Beſitzzeit vom Jahre 1797. 
D. d. den 23. Dezember 1799. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen. In der Verordnung vom 
Sten Dezember 1798., wodurch Wir wegen der für Weſtpreußen beſtimmten, 
177 fiskaliſche Anſpruͤche ſchuͤtzenden Beſizzeit vom Jahre 1797. Unſere Aller⸗ 
oͤchſte Willensmeinung näher zu erkennen gegeben haben, iſt feſtgeſetzt worden, 
daß die darin enthaltenen Vorſchriften auf diejenigen Anforderungen des Fiskus 
nicht angewendet werden ſollen, welche bei Emanirung dieſer Verordnung bereits 
ſtreitig geweſen, inſofern ſolche vor Ablauf des Jahres 1799. bei den Juſtiz⸗ 
Behoͤrden zur gerichtlichen Erörterung angemeldet worden. Es iſt indeſſen, der 
Uns geſchehenen Anzeige zufolge, den Weſtpreußiſchen Forſt⸗Aemtern nicht moͤg⸗ 
lich geweſen, binnen der mit dem Schluß dieſes Jahres ablaufenden praͤklnſive⸗ 
ſchen Friſt die Anſpruͤche des Fiskus wegen der den landesherrlichen Forſten ent⸗ 
zogenen Grundſtuͤcke und Gerechtſamen bei den Gerichtsbehoͤrden vollſtaͤndig 
anzumelden, daher Wir hiedurch verordnen, daß ſothane Friſt annoch bis zum 
letzten März 1800 verlängert ſeyn ſolle, dergeſtalt, daß es wegen der bis dahin 
angemeldeten fiskaliſchen Anſpruͤche eben fo zu halten, als wenn fie vor Ablauf 
dieſes Jahres den Gerichtsbehoͤrden angezeigt waͤren. 
Urkundlich haben Wir dieſe Deklaration Allerhoͤchſt eigenhaͤndig vollzogen 
und mit Unſerm Koͤniglichen Inſiegel bedrucken laſſen. 
Gegeben Berlin, den 23. Dezember 1799. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Goldbeck. v. Baerenſprung. 


(Nr. 2404.) 


Nr. - 2404) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 25. November 1843., durch welche den Kreis 
0 49. Sekretären der Dienſtrang der Regierungsſubalternen I. Klaſſe beigelegt 
wird. 


Au den Bericht des Staatminiſteriums vom 10. d. M. will Ich den Kreis⸗ 
Sekretaͤren denſelben Dienſtrang beilegen, welcher nach der Verordnung vom 
2. Februar 1817. S. 6. B. III. den Regierungsſubalternen J. Klaſſe zuſteht. — 
Die Beſtimmung im s. 1. C. I. 5. der Verordnung vom 28. Juni 1825. 
wird hiernach dahin abgeaͤndert, daß die Kreisſekretaͤre kuͤnftig bei kommiſſari⸗ 
ſchen Geſchaͤften zu gleichen Reiſediaͤten, wie nach S. 1. B. 3. dieſer Verordnung 
die Regierungsſubalternen I. Klaſſe, berechtigt ſeyn follen. — Die gegenwartige 
Order iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 25. November 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


ae a . u . . N 
An das Staatsminifterium. Reue. 


(Nr. 2405.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 8. Dezember 1843., betreffend den Verkehr der, 
Behufs des Suchens von Waarenbeſtellungen und des Waarenaufkaufs 
umherreiſenden Perſonen. 


UI. den Uebelſtaͤnden entgegen zu wirken, welche hinſichtlich des Verkehrs der 
Behufs des Suchens von Waarenbeſtellungen und des Waarenaufkaufs um⸗ 
herreiſenden Perſonen wahrgenommen worden ſind, beſtimme Ich auf den An⸗ 
trag des Staatsminiſteriums, was folgt: 

1) Waarenbeſtellungen duͤrfen, auch auf Grund der gegen Steuerentrich⸗ 
tung oder ſteuerfrei dazu ertheilten Gewerbſcheine fortan nur bei Ge⸗ 
werbtreibenden geſucht werden, und zwar bei Handeltreibenden 
ohne Beſchraͤnkung, bei andern Gewerbtreibenden, ſie moͤgen Ge⸗ 
genſtaͤnde ihres Gewerbes verkaufen oder nicht, nur auf ſolche Sachen, 
welche zu dem von ihnen ausgeuͤbten Gewerbe als Fabrikmaterialien, 
Werkzeuge, oder nach ihrer ſonſtigen Beſchaffenheit in Beziehung ſtehen. 
Beſtellungen auf Wein koͤnnen auch ferner bei anderen Perſonen, als 
Gewerbetreibenden geſucht werden. 

2) Wer durch Umherreiſen Behufs des Aufkaufs von Gegenſtaͤnden zum 
Wiederverkauf, oder Behufs des Suchens von Waarenbeſtellungen, 
einen gewerbeſcheinpflichtigen Verkehr betreibt, darf, auch wenn er dazu 
mit einem Gewerbeſchein verſehen iſt, nur Proben oder Muſter, nicht 
aber Waaren irgend einer Art mit ſich fuͤhren. 

3) Wer einer der zu 1. und 2. ertheilten Beſtimmungen zuwider han⸗ 
delt, hat eine Geldſtrafe von Acht und Vierzig Thalern und die Kon⸗ 
fiskation derjenigen Gegenſtaͤnde verwirkt, die er ſeines Gewerbes wegen 


bei ſich führt. In Anfehung der nachzuzahlenden Steuer bewendet es 
(Nr, 2404 — 2406.) bei 
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bei den beſtehenden Beſtimmungen. Auch kommen hinſichtlich der um⸗ 
wandlung der Geld- in Gefaͤngnißſtrafe, und überhaupt hinſichtlich des 
Verfahrens wider die Kontravenienten die in Betreff der Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Gewerbeſteuer-Geſetz vom 30. Mai 1820. und 
das Hauſirregulativ vom 28. April 1824. ertheilten Vorſchriften zur 
„ Erlaß iſt durch die Geſt bek 

er gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Charlottenburg, den 8. Dezember 1843. 0 5 0 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


(Nr-2406.) Verordnung, die Beſtrafung des Spielens an der Spielbank zu Köthen betref— 
g 25 fend. Vom 22. Dezember 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, um den ungluͤcklichen Folgen, welche aus der Fortdauer der oͤffent⸗ 
lichen Spielbank zu Koͤthen fuͤr Unſere Unterthanen bereits entſtanden ſind, kuͤnf⸗ 
tig vorzubeugen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 
Diejenigen Unſerer Unterthanen, welche an der Spielbank zu Koͤthen 
ſpielen oder für ihre Rechnung fpielen laſſen, ſollen, ohne Ruͤckſicht darauf, ob 
Pas aus Gewinnſucht geschehen iſt, oder nicht, mit einer Geldſtrafe von 10 
is 100 Rthlr., im Unvermoͤgensfalle aber mit Gefaͤngniß von 14 Tagen bis 
6 Monate beſtraft werden. 
Gegen Beamte und Militairperfonen kann außerdem nach Umſtaͤnden 
auf Amtsentſetzung erkannt werden. 
Studirende, welche an der Spielbank zu Koͤthen ſpielen oder fuͤr ihre 
Rechnung ſpielen laſſen, werden mit dem Consilium abeundi beſtraft. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. | 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. 
v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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